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	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

	§ 1. Gegenstand
1 Diese Verordnung regelt den Erwerb und den Verlust des Kantonsbürgerrechts und des Gemeindebürgerrechts
a. 	von Ausländerinnen und Ausländern, die im ordentlichen Verfahren gemäss dem Bundesgesetz vom 20. Juni 2014 über das Schweizer Bürgerrecht (BüG) eingebürgert werden, 
b. 	von Schweizerinnen und Schweizern.
2 Die Verordnung regelt das Verfahren der erleichterten Einbürgerung, soweit der Kanton dafür zuständig ist. 
	

	§ 2. Aufsicht
1 Kantonale Aufsichtsbehörde ist die Direktion der Justiz und des Innern.
2 Die Voraussetzungen und Massnahmen der Aufsicht sowie die Kostentragung richten sich nach den §§ 167-169 des Gemeindegesetzes vom 20. April 2015.  
	 

	§ 3. Datenbekanntgabe
1 Die Bekanntgabe von Personendaten zwischen den Behörden richtet sich nach Art. 45 des Bundesgesetzes vom 20. Juni 2014 über das Schweizer Bürgerrecht (BüG).
2 Der Datenaustausch zwischen kantonalen Behörden sowie zwischen Kanton und den Gemeinden kann elektronisch erfolgen. 
	BüG Art. 45 Amtshilfe 
1 In Einzelfällen geben die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden untereinander auf schriftliches und begründetes Gesuch die Daten bekannt, die sie benötigen, um:
1. über ein Gesuch um ordentliche Einbürgerung, erleichterte Einbürgerung oder Wiedereinbürgerung zu befinden;
1. die Nichtigerklärung einer Einbürgerung auszusprechen;
1. über ein Gesuch um Entlassung aus dem Schweizer Bürgerrecht zu befinden;
1. den Entzug des Schweizer Bürgerrechts auszusprechen;
1. einen Feststellungsentscheid über das Schweizer Bürgerrecht einer Person zu fällen.
2 Andere Behörden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden sind in Einzelfällen auf begründetes und schriftliches Gesuch hin verpflichtet, den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden die Daten bekanntzugeben, die für die Aufgaben nach Absatz 1 notwendig sind.

	2. Abschnitt: Ordentliche Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern

	A. Einbürgerungsvoraussetzungen
	

	§ 4. Grundsatz
Ausländerinnen und Ausländer erhalten auf Gesuch hin das Kantons- und Gemeindebürgerrecht, wenn sie die Voraussetzungen für die Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes und die zusätzlichen Voraussetzungen nach kantonalem Recht erfüllen. 
	BüG Art. 9 Formelle Voraussetzungen, Abs. 1
1 Der Bund erteilt die Einbürgerungsbewilligung nur, wenn die Bewerberin oder der Bewerber:
1. bei der Gesuchstellung eine Niederlassungsbewilligung besitzt; und
1. bei der Gesuchstellung einen Aufenthalt von insgesamt zehn Jahren in der Schweiz nachweist, wovon drei in den letzten fünf Jahren vor Einreichung des Gesuchs. 
BüG Art. 11 Materielle Voraussetzungen
Die Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes erfordert, dass die Bewerberin oder der Bewerber:
1. erfolgreich integriert ist;
1. mit den schweizerischen Lebensverhältnissen vertraut ist; und
1. keine Gefährdung der inneren oder äusseren Sicherheit der Schweiz darstellt.
BüG Art. 12 Integrationskriterien, Abs. 1 und 2
1 Eine erfolgreiche Integration zeigt sich insbesondere:
1. im Beachten der öffentlichen Sicherheit und Ordnung;
1. in der Respektierung der Werte der Bundesverfassung;
1. in der Fähigkeit, sich im Alltag in Wort und Schrift in einer Landessprache zu verständigen;
1. in der Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung; und
1. in der Förderung und Unterstützung der Integration der Ehefrau oder des Ehemannes, der eingetragenen Partnerin oder des eingetragenen Partners oder der minderjährigen Kinder, über welche die elterliche Sorge ausgeübt wird.
3 Die Kantone können weitere Integrationskriterien vorsehen.

	§ 5. Kommunale Aufenthaltsdauer 
1 Die Bewerberin oder der Bewerber muss nachweisen, dass sie oder er sich bei der Gesuchstellung seit zwei Jahren in der Gemeinde aufhält.
2 Ist die Bewerberin oder der Bewerber im Zeitpunkt der Gesuchstellung zwischen 16 und 25 Jahre alt und hat sie oder er während mindestens fünf Jahren den Unterricht auf Volks- oder Mittelschulstufe in einer der Landesprachen besucht, genügen zwei Jahre Wohnsitz im Kanton. 
	BüG Art. 18 Kantonale und kommunale Aufenthaltsdauer, Abs. 1
1 Die kantonale Gesetzgebung sieht eine Mindestaufenthaltsdauer von zwei bis fünf Jahren vor.

	§ 6. Kantonale Integrationskriterien
a. Vertrautsein mit den hiesigen Verhältnissen
Die Bewerberin oder der Bewerber ist mit den hiesigen Verhältnissen vertraut, wenn sie oder er zusätzlich zu den Voraussetzungen gemäss Art. 2 Abs. 1 der Verordnung vom 17. Juni 2016 über das Schweizer Bürgerrecht (BüV) 
a. 	mit den Verhältnissen und Lebensformen im Kanton und der Gemeinde vertraut ist und
b. 	über Grundkenntnisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse im Kanton und der Gemeinde verfügt.
	BüV Art. 2 Vertrautsein mit schweizerischen Lebensverhältnissen
Abs. 1  
1 Die Bewerberin oder der Bewerber ist mit den schweizerischen Lebensverhältnissen vertraut, wenn sie oder er namentlich:
1. über Grundkenntnisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der Schweiz verfügt;
1. am sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft in der Schweiz teilnimmt; und
1. Kontakte zu Schweizerinnen und Schweizern pflegt.

	§ 7.  b. Erfüllung von rechtlichen Verpflichtungen
Die Bewerberin oder der Bewerber muss wichtige öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Verpflichtungen erfüllen. Diese Voraussetzung ist insbesondere dann nicht erfüllt, wenn 
a.	das Betreibungsregister für den Zeitraum von fünf Jahren vor Einreichung des Gesuchs bis zum Abschluss des Einbürgerungsverfahrens in der Gemeinde einen der folgenden Einträge aufweist:
1.  Verlustscheine,
2.  Betreibungen von öffentlich-rechtlichen Körperschaften,
3.  Betreibungen wegen ausstehenden Krankenkassenprämien, 
b.	die wesentlichen Verpflichtungen gegenüber den Steuerbehörden während des Zeitraums gemäss lit. a nicht erfüllt wurden.
	BüV Art. 4 Nichtbeachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
Abs. 1 
1 Die Bewerberin oder der Bewerber gilt als nicht erfolgreich integriert, wenn sie oder er die öffentliche Sicherheit und Ordnung dadurch nicht beachtet, dass sie oder er:
a. gesetzliche Vorschriften und behördliche Verfügungen erheblich oder wiederholt missachtet;
b. wichtige öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Verpflichtungen mutwillig nicht erfüllt; oder
c. [bookmark: _GoBack]wenn sie oder er nachweislich Verbrechen oder Vergehen gegen den öffentlichen Frieden, Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, oder Kriegsverbrechen öffentlich billigt oder dafür wirbt.

	§ 8.  c. Beachtung der Strafrechtsordnung
1 Die Bewerberin oder der Bewerber beachtet die Strafrechtsordnung, wenn sie oder er die Anforderungen gemäss Art. 4 Abs. 2 - 4 BüV erfüllt.
2 Bei Jugendlichen ist zusätzlich erforderlich, dass 
a.	Strafen gemäss dem Bundesgesetz über das Jugendstrafrecht (Jugendstrafgesetz) vom 20. Juni 2003 vollzogen sind, 
b.	Schutzmassnahmen gemäss Jugendstrafgesetz aufgehoben sind.
3 Bei hängigen Verfahren gegen eine Bewerberin oder eine Bewerberin sistiert die Direktion der Justiz und des Innern das Einbürgerungsverfahren bis zum rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens, längstens jedoch für ein Jahr.
	BüV Art. 4 Nichtbeachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
Abs. 2 - 5
2 Die Bewerberin oder der Bewerber gilt zudem als nicht erfolgreich integriert, wenn im Strafregister-Informationssystem VOSTRA ein sie betreffender Eintrag mit folgendem Inhalt für das SEM einsehbar ist:
1. eine unbedingte Strafe oder eine teilbedingte Freiheitsstrafe für ein Vergehen oder ein Verbrechen;
1. eine stationäre Massnahme bei Erwachsenen oder eine geschlossene Unterbringung bei Jugendlichen;
1. ein Tätigkeitsverbot, ein Kontakt- und Rayonverbot oder eine Landesverweisung;
1. eine bedingte oder teilbedingte Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen, eine bedingte Freiheitsstrafe von mehr als 3 Monaten, ein bedingter oder teilbedingter Freiheitsentzug von mehr als 3 Monaten oder eine bedingte oder teilbedingte gemeinnützige Arbeit von mehr als 360 Stunden als Hauptsanktion;
1. eine bedingte oder teilbedingte Geldstrafe von höchstens 90 Tagessätzen, eine bedingte Freiheitsstrafe von höchstens 3 Monaten, ein bedingter oder teilbedingter Freiheitsentzug von höchstens 3 Monaten oder eine bedingte oder teilbedingte gemeinnützige Arbeit von höchstens 360 Stunden als Hauptsanktion, sofern sich die betroffene Person in der Probezeit nicht bewährt hat.
3 In allen anderen Fällen, in denen im Strafregister-Informationssystem VOSTRA ein Eintrag für das SEM einsehbar ist, entscheidet das SEM unter Berücksichtigung der Höhe der Sanktion, ob die Integration der Bewerberin oder des Bewerbers erfolgreich ist. Eine erfolgreiche Integration darf nicht angenommen werden, solange eine angeordnete Sanktion noch nicht vollzogen, oder eine laufende Probezeit noch nicht abgelaufen ist.
4 Für ausländische Strafregistereinträge gelten Absätze 2 und 3 sinngemäss.
5 Bei hängigen Strafverfahren gegen eine Bewerberin oder einen Bewerber sistiert das SEM das Einbürgerungsverfahren bis zum rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens durch die Strafjustiz.




	§ 9.  d. Sprachnachweis
1 Die Bewerberin oder der Bewerber muss über Kompetenzen in deutscher Sprache gemäss Art. 6 Abs. 1 BüV verfügen.
2 Der Nachweis für die Sprachkompetenzen gilt als erbracht, wenn die Bewerberin oder der Bewerber
a.	Deutsch als Muttersprache spricht und schreibt;
b.	während mindestens 5 Jahren die obligatorische Schule in Deutsch besucht hat;
c.	eine Ausbildung auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe in Deutsch abgeschlossen hat; oder
d.	über einen Sprachnachweis verfügt, der die Sprachkompetenzen nach Absatz 1 bescheinigt und der sich auf einen Sprachtest abstützt, der den allgemein anerkannten Qualitätsstandards für Sprachtestverfahren entspricht.
	BüV Art. 6 Sprachnachweis
1 Die Bewerberin oder der Bewerber muss in einer Landessprache mündliche Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau B1 und schriftliche Sprachkompetenzen mindestens auf dem Referenzniveau A2 des in Europa allgemein anerkannten Referenzrahmens für Sprachen nachweisen.
2 Der Nachweis für die Sprachkompetenzen nach Absatz 1 gilt als erbracht, wenn die Bewerberin oder der Bewerber:
1. eine Landessprache als Muttersprache spricht und schreibt;
1. während mindestens fünf Jahren die obligatorische Schule in einer Landessprache besucht hat;
1. eine Ausbildung auf Sekundarstufe II oder Tertiär-stufe in einer Landessprache abgeschlossen hat; oder
über einen Sprachnachweis verfügt, der die Sprachkompetenzen nach Absatz 1 bescheinigt und der sich auf einen Sprachtest abstützt, der den allgemein anerkannten Qualitätsstandards für Sprachtestverfahren entspricht.

	§ 10.  e. Kantonaler Sprachtest
1 Bewerberinnen oder Bewerber, die nicht über einen Sprachnachweis gemäss § 9 Abs. 2 verfügen, haben den kantonalen Deutschtest im Einbürgerungsverfahren (KDE) zu absolvieren. 
2 Das Direktion der Justiz und des Innern ist zuständig für die Weiterentwicklung sowie die Qualitätssicherung des KDE und regelt die Verwendung des KDE. 
3 Die Gemeinden sind zuständig für die Durchführung des KDE. 
4 Die Gemeinden können die Durchführung des KDE Organisationen übertragen, die über ein schweizerisches Qualitätszertifikat für Weiterbildungsinstitutionen verfügen. 
5 Der KDE darf nur von Prüfungsexperten durchgeführt werden, die folgende Voraussetzungen erfüllen: 
a.	Zertifikat der Stufe 1 des Schweizerischen Verbands für Weiterbildung für Zweitsprachkursleitende oder eine gleichwertige Qualifikation im Sinne des Sprachförderungskonzeptes fide des Bundes, und
b.	vier Jahre Unterrichtspraxis in Deutsch als Zweitsprache für Erwachsene im Umfang von mindestens 300 Stunden.
6 Über den abgelegten Sprachtest wird eine Bestätigung ausgestellt, die über die Sprachkenntnisse im mündlichen und schriftlichen Bereich Auskunft gibt. 
7 Die Bewerberin oder der Bewerber trägt die Kosten für die Durchführung des Sprachtests.
	BüV Art. 6 Sprachnachweis
3 Das SEM unterstützt die Kantone bei der Prüfung der Sprachnachweise nach Absatz 2 Buchstabe d und bei der Ausgestaltung von kantonalen Sprachtests. Es kann Dritte mit diesen Aufgaben betrauen

	§ 11.  f. Grundkenntnisse der Politik und der Gesellschaft
1 Die Gemeinde kann die Bewerberin oder den Bewerber zu einem Test über die Grundkenntnisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der Schweiz, im Kanton und der Gemeinde verpflichten. 
2 Der Test muss anerkannten Qualitätskriterien genügen und die Anforderungen von Art. 2 Abs. 2 BüV erfüllen. Die Bewerberin oder der Bewerber trägt die Kosten. 
3 Verzichtet die Gemeinde auf einen Test, prüft sie die Kenntnisse gemäss Abs. 1 im Rahmen eines Einbürgerungsgesprächs. Sie verwendet einen standardisierten Fragebogen.
4 Die Gemeinde informiert die Bewerberinnen oder Bewerber über die verlangten Kenntnisse und stellt ihnen geeignete Hilfsmittel für die Vorbereitung zur Verfügung.
	BüV Art. 2 Vertrautsein mit schweizerischen Lebensverhältnissen
Abs. 2 
2 Die zuständige kantonale Behörde kann die Bewerberin oder den Bewerber zu einem Test über die Kenntnisse nach Absatz 1 Buchstabe a verpflichten. Sieht sie einen solchen Test vor, so stellt sie sicher, dass:
1. die Bewerberin oder der Bewerber sich mit Hilfe von geeigneten Hilfsmitteln oder Kursen auf den Test vorbereiten kann; und
b.	sie oder er einen solchen Test bestehen kann mit den für die Einbürgerung erforderlichen mündlichen und schriftlichen Sprachkompetenzen.


	B. Einbürgerungsverfahren

	§ 12. Gesuch
1 Ausländerinnen und Ausländer reichen das Einbürgerungsgesuch bei der Direktion der Justiz und des Innern ein. 
2 Personen, die miteinander verheiratet sind oder in eingetragener Partnerschaft leben, können das Gesuch einzeln oder gemeinsam stellen. 
3 Kinder werden in der Regel in das Einbürgerungsgesuch der Eltern oder eines Elternteils einbezogen, wenn sie zum Zeitpunkt der Gesucheinreichung minderjährig sind und mit den Eltern oder einem Elternteil zusammenleben. Üben die Eltern das Sorgerecht nicht gemeinsam aus, reicht der gesuchstellende Elternteil die schriftliche Zustimmungserklärung des anderen sorgeberechtigen Elternteils ein. Verweigert dieser die Zustimmung oder kann sie nicht beigebracht werden, entscheidet die Direktion der Justiz und des Innern.

4 Minderjährige, Bevormundete und Verbeiständete, deren Handlungsfähigkeit eingeschränkt ist, müssen das Gesuch um selbständige Einbürgerung durch ihre gesetzliche Vertreterin oder ihren gesetzlichen Vertreter stellen.
	BüG Art. 15 Verfahren im Kanton
1 Das Verfahren im Kanton und in der Gemeinde wird durch das kantonale Recht geregelt.
BüG Art. 30 Einbezug der Kinder
In die Einbürgerung werden in der Regel die minderjährigen Kinder der Bewerberin oder des Bewerbers einbezogen, wenn sie mit dieser oder diesem zusammenleben. (…) 
BüG Art. 31 Minderjährige Kinder
1 Minderjährige Kinder können das Gesuch um Einbürgerung nur durch ihren gesetzlichen Vertreter einreichen.
2 Ab dem Alter von 16 Jahren haben minderjährige Kinder zudem ihren eigenen Willen auf Erwerb des Schweizer Bürgerrechts schriftlich zu erklären.
BüG Art. 32 Volljährigkeit
Volljährigkeit und Minderjährigkeit im Sinne dieses Gesetzes richten sich nach Artikel 14 des Zivilgesetzbuches.

	§ 13. Gesuchsunterlagen
1 Die Bewerberin oder der Bewerber füllt das Gesuch des Bundes um Erteilung der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung aus. Dieses gilt zugleich als Gesuch um Aufnahme in das Kantons- und Gemeindebürgerrecht.
2 Für jede vom Gesuch erfasste Person sind folgende Unterlagen beizulegen: 
a. 	zum Nachweis des Personenstands
1. 	von ledigen Personen ohne Nachkommen: Personenstandsausweis, 
2.	von andern Personen: Familien- oder Partnerschaftsausweis, 
3.	von geschiedenen oder gerichtlich getrennten Personen, die mit ihren minderjährigen Kindern eingebürgert werden wollen: zusätzlich das Scheidungs- oder Trennungsurteil (Dispositiv) mit Rechtskraftbescheinigung,
b. 	Wohnsitzzeugnisse über die nach kantonalem und Bundesrecht geforderte Dauer,
c. 	Fotokopie des Ausländerausweises und des ausländischen Passes,
d.	Erklärung betreffend Erfüllung der Einbürgerungsvoraussetzungen und Vollmacht, 
e. 	Lebenslauf,
f. 	Auszug aus dem Betreibungsregister für den Nachweis gemäss § 7 lit. a für Personen, die das 16. Altersjahr vollendet haben,
g.	Bescheinigung des Gemeindesteueramtes für den Nachweis gemäss § 7 lit. b, 
h.	Bescheinigung über die Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung,
i.	Bescheinigung darüber, dass in den 3 Jahren vor Einreichung des Gesuchs keine Sozialhilfe bezogen wurde. 
	BüV Art. 21 Mitwirkungspflicht
Die Parteien sind verpflichtet, an der Feststellung des für die Anwendung des BüG massgebenden Sachverhaltes mitzuwirken. Sie müssen insbesondere:
1. zutreffende und vollständige Angaben über die für die Einbürgerung wesentlichen Tatsachen machen;
1. eine nachträgliche Änderung der Verhältnisse, von denen sie wissen müssen, dass sie einer Einbürgerung entgegenstehen, der zuständigen Behörde unverzüglich mitteilen;
1. bei einem Nichtigkeitsverfahren zutreffende und vollständige Angaben über die für die Einbürgerung wesentlichen Tatsachen machen.


	§ 14. Verlegung des Aufenthaltsorts während des Verfahrens
1 Die Gemeinde, bei der ein Einbürgerungsgesuch hängig ist, bleibt für die Behandlung des Gesuchs zuständig, wenn die Bewerberin oder der Bewerber während des Verfahrens in eine andere Gemeinde des Kantons umzieht. 

2 Zieht die Bewerberin oder der Bewerber während des Verfahrens in einen anderen Kanton um, bleibt der Kanton Zürich für die Erteilung des Kantonsbürgerrechts zuständig, wenn die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts vorliegt. In den übrigen Fällen wird das Gesuch gegenstandlos.
	BüG Art. 18 Kantonale und kommunale Aufenthaltsdauer
2 Der Kanton und die Gemeinde, in denen ein Einbürgerungsgesuch gestellt worden ist, bleiben bei einem Wegzug in eine andere Gemeinde oder einen anderen Kanton auch dann zuständig, wenn sie die Einbürgerungsvoraussetzungen gemäss den Artikeln 11 und 12 abschliessend geprüft haben.
BüV Art. 12 Zuständigkeit
Zieht die Bewerberin oder der Bewerber während des Verfahrens in eine andere Gemeinde oder in einen anderen Kanton um, so bleibt die vom Kanton bezeichnete Behörde zuständig, wenn sie die zur Zusicherung nach Artikel 13 Absatz 2 BüG notwendigen Abklärungen abgeschlossen hat.

	§ 15. Prüfung der Voraussetzungen  a. Direktion
1 Die Direktion der Justiz und des Innern prüft nach der Einreichung des Gesuchs, ob die Bewerberin oder der Bewerber
a. 	die Niederlassungsbewilligung C besitzt,
b. 	die Aufenthaltserfordernisse des Bundes erfüllt,
c.	die Aufenthaltserfordernisse des Kantons erfüllt,
d.	die Strafrechtsordnung beachtet,
e. 	die Unterlagen vollständig eingereicht hat. 
2 Sind die Voraussetzungen von Abs. 1 erfüllt, überweist die Direktion das Einbürgerungsgesuch der Wohnsitzgemeinde.
3 Sind die Voraussetzungen von Abs. 1 nicht erfüllt, weist die Direktion das Gesuch ab. Sie gibt der Bewerberin oder dem Bewerber vorab Gelegenheit zur Stellungnahme oder fordert sie oder ihn auf, fehlende Unterlagen nachzureichen.
4 Liegen Hinweise vor, die gegen die Erteilung des Bürgerrechts sprechen, führt die Direktion der Justiz und des Innern weitere Abklärungen durch. Sie kann die Kantonspolizei, oder mit Zustimmung des Gemeindevorstands, die Gemeindepolizei für die Sachverhaltsabklärung beiziehen.   
	BüG Art. 33 Aufenthalt
1 An die Aufenthaltsdauer angerechnet wird der Aufenthalt in der Schweiz mit Aufenthaltstitel in Form:
a. einer Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung;
b. einer vorläufigen Aufnahme; die Aufenthaltsdauer wird zur Hälfte angerechnet; oder
c. einer vom Eidgenössischen Departement für auswärtige Angelegenheiten ausgestellten Legitimationskarte oder eines vergleichbaren Aufenthaltstitels.
2 Kurzfristiges Verlassen der Schweiz mit der Absicht auf Rückkehr unterbricht den Aufenthalt nicht.
3 Der Aufenthalt in der Schweiz gilt als bei der Abreise ins Ausland aufgegeben, wenn die Ausländerin oder der Ausländer sich bei der zuständigen Behörde abmeldet oder während mehr als sechs Monaten tatsächlich im Ausland lebt.
BüV Art. 16 Aufenthalt
Der Aufenthalt im Ausland für höchstens ein Jahr im Auftrag des Arbeitgebers oder zu Aus- oder Weiterbildungszwecken gilt als kurzfristiges Verlassen der Schweiz mit der Absicht auf Rückkehr.

	§ 16  b. Gemeinde, Abs. 1
1 Die Gemeinde prüft, ob die Bewerberin oder der Bewerber
a. mit den hiesigen Verhältnisse vertraut ist und über Grundkenntnisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der Schweiz, im Kanton und in der Gemeinde verfügt, 
b. gesetzliche Vorschriften oder behördliche Verfügungen in erheblicher Weise oder wiederholt missachtet,
c. wichtige öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Verpflichtungen mutwillig missachtet, 
d. die Werte der Bundesverfassung respektiert, 
e. über Sprachkompetenzen gemäss § 9 verfügt,
f. am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung teilnimmt, 
g. die Integration von Familienmitgliedern fördert.

	BüV Art. 5 Respektierung der Werte der Bundesverfassung
Als Werte der Bundesverfassung gelten namentlich folgende Grundprinzipien, Grundrechte und Pflichten:
a. die rechtsstaatlichen Prinzipien sowie die freiheitlich demokratische Grundordnung der Schweiz;
b. die Grundrechte wie die Gleichberechtigung von Mann und Frau, das Recht auf Leben und persönliche Freiheit, die Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie die Meinungsfreiheit;
c. die Pflicht zum Militär- oder zivilen Ersatzdienst und zum Schulbesuch.
BüV Art. 7 Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung
1 Die Bewerberin oder der Bewerber nimmt am Wirtschaftsleben teil, wenn sie oder er die Lebenshaltungskosten und Unterhaltsverpflichtungen im Zeitpunkt der Gesuchstellung und der Einbürgerung deckt durch Einkommen, Vermögen oder Leistungen Dritter, auf die ein Rechtsanspruch besteht.
2 Die Bewerberin oder der Bewerber nimmt am Erwerb von Bildung teil, wenn sie oder er im Zeitpunkt der Gesuchstellung oder der Einbürgerung in Aus- oder Weiterbildung ist.
3 Wer in den drei Jahren unmittelbar vor der Gesuchstellung oder während des Einbürgerungsverfahrens Sozialhilfe bezieht, erfüllt nicht das Erfordernis der Teilnahme am Wirtschaftsleben oder des Erwerbs von Bildung, ausser die bezogene Sozialhilfe wird vollständig zurückerstattet.
BüV Art. 8 Förderung der Integration der Familienmitglieder
Die Bewerberin oder der Bewerber fördert die Integration der Familienmitglieder nach Artikel 12 Buchstabe e BüG, wenn sie oder er diese unterstützt beim Erwerb von Sprachkompetenzen in einer Landessprache;
a. bei der Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung;
b. bei der Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft in der Schweiz; oder
c. bei anderen Aktivitäten, die zu ihrer Integration in der Schweiz beitragen.

	§ 16 b. Gemeinde, Abs. 2
2 Die Gemeinde trägt der Situation von Personen, welche die Integrations-kriterien gemäss Abs. 1 lit. e und f aufgrund einer Behinderung oder Krankheit oder anderen gewichtigen persönlichen Umständen nicht oder nur unter erschwerten Bedingungen erfüllen können, angemessen Rechnung. Massgebend sind die Kriterien gemäss Art. 9 BüV. Die Gemeinde kann die Bewerberin oder den Bewerber verpflichten, sich einer Begutachtung durch eine von ihr bezeichnete Fachperson zu unterziehen. 

	BüV Art. 9 Berücksichtigung der persönlichen Verhältnisse
Die zuständige Behörde berücksichtigt die persönlichen Verhältnisse der Bewerberin oder des Bewerbers angemessen bei der Beurteilung der Kriterien nach den Artikeln 6, 7 und 11 Absatz 1 Buchstabe b. Eine Abweichung von den Kriterien ist möglich, wenn die Bewerberin oder der Bewerber diese nicht oder nur unter erschwerten Bedingungen erfüllen können aufgrund:
1. einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung;
1. einer schweren oder lang andauernden Krankheit;
1. anderer gewichtiger persönlicher Umstände, namentlich wegen:
1. einer ausgeprägten Lern-, Lese- oder Schreibschwäche,
1. Erwerbsarmut,
1. der Wahrnehmung von Betreuungsaufgaben,
1. Sozialhilfeabhängigkeit zu der es wegen einer erstmaligen formalen Bildung in der Schweiz kam, sofern die Sozialhilfeabhängigkeit nicht durch persönliches Verhalten herbeigeführt wurde.

	§ 16 b. Gemeinde, Abs. 3 - 5 
3 Umfasst ein Gesuch mehrere Personen, sind die Einbürgerungsvoraussetzungen für jede Person einzeln zu prüfen. 
4 Bei Kindern ab dem 12. Altersjahr sind die Voraussetzungen eigenständig und altersgerecht zu prüfen. 
5 Die Gemeinde erstellt den Erhebungsbericht gemäss den Bestimmungen des Bundesrechts.

	BüG Art. 30 Einbezug der Kinder
(…) Bei Kindern ab dem 12. Altersjahr sind die Voraussetzungen nach den Artikeln 11 und 12 eigenständig und altersgerecht zu prüfen
BüV Art. 17 Erhebungen für eine ordentliche Einbürgerung
1 Die im Kanton zuständige Behörde erstellt den Erhebungsbericht. Dieser enthält die Personalien (Name, Vorname, Geburtsdatum, Zivilstand, Staatsangehörigkeit) der Bewerberin oder des Bewerbers sowie aktuelle Angaben über die Einbürgerungsvoraussetzungen, namentlich die:
1. Art der ausländerrechtlichen Bewilligung (Art. 9 Abs. 1 Bst. a BüG);
1. Aufenthaltsdauer in der Schweiz (Art. 9 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 BüG);
1. Beachtung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Art. 4);
1. Respektierung der Werte der Bundesverfassung (Art. 5);
1. Sprachkompetenzen (Art. 6);
1. Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung (Art. 7);
1. Förderung und Unterstützung der Integration der Familienmitglieder (Art. 8).
2 Der Erhebungsbericht gibt zudem Auskunft über das Vertrautsein mit den schweizerischen Lebensverhältnissen (Art. 2).
3 Kann die Bewerberin oder der Bewerber die Kriterien nach den Artikeln 6 und 7 wegen Krankheit, Behinderung oder anderen gewichtigen persönlichen Umständen nicht oder kaum erfüllen (Art. 9), so wird im Erhebungsbericht darauf hingewiesen.
4 Stellen Ehegatten gemeinsam ein Einbürgerungsgesuch oder werden minderjährige Kinder in das Einbürgerungsgesuch einbezogen, so gibt der Erhebungsbericht Auskunft über jede Bewerberin und jeden Bewerber.

	§ 17. Sistierung des Verfahrens
1 Die zuständige Behörde kann das Verfahren sistieren, wenn einzelne Voraussetzungen für die Einbürgerung nicht oder nur unvollständig gegeben und ihre Erfüllung längstens in einem Jahr zu erwarten ist.
2 Sie setzt der Bewerberin oder dem Bewerber eine Frist zur Erfüllung bestimmter Auflagen. 
	

	§ 18. Gemeindebürgerrecht  a. Entscheid
1 Das in der Gemeindeordnung bezeichnete Organ entscheidet über die Erteilung des Gemeindebürgerrechts. 
2 Ist die Gemeindeversammlung oder das Gemeindeparlament für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts zuständig, stellt der Gemeindevorstand Antrag. 
3 Beabsichtigt der Gemeindevorstand, einen ablehnenden Antrag zu stellen, teilt er dies der Bewerberin oder dem Bewerber unter Angabe der Gründe mit. Er leitet den Antrag nur weiter, wenn die Bewerberin oder der Bewerber dies ausdrücklich verlangt. 
4 Die Gemeinde teilt der Direktion der Justiz und des Innern die Entscheide der Gemeinde nach Eintritt der Rechtskraft mit.
5 Die Erteilung des Gemeindebürgerrechts steht unter dem Vorbehalt der Erteilung des Kantonsbürgerrechts und der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung. 
	BüG Art. 15 Verfahren im Kanton
2 Das kantonale Recht kann vorsehen, dass ein Einbürgerungsgesuch den Stimmberechtigen an einer Gemeindeversammlung zum Entscheid vorgelegt wird.

BüG Art. 16 Begründungspflicht
1 Die Ablehnung eines Einbürgerungsgesuches ist zu begründen.
2 Die Stimmberechtigten können ein Einbürgerungsgesuch nur ablehnen, wenn ein entsprechender Antrag gestellt und begründet wurde.


	§ 19.  b. Veröffentlichung 
1 Die Gemeinde veröffentlicht jede Einbürgerung in ihrem amtlichen Publikationsorgan.
2 Sie geben dabei folgende Personendaten der gesuchstellenden Person bekannt:
a.	Name und Vorname,
b.	Geschlecht,
c.	Bürgerorte oder Staatsangehörigkeiten, 
d.	Geburtsjahr.
	

	§ 20. Kantonsbürgerrecht
1 Die Direktion der Justiz und des Innern entscheidet über die Erteilung des Kantonsbürgerrechts.
2 Das Kantonsbürgerrecht wird erteilt, wenn
a. 	das Gemeindebürgerrecht erteilt ist,
b. 	die Voraussetzungen gemäss § 15 Abs. 1 lit. a – d erfüllt sind,
c. 	allfällige weitere Abklärungen der Direktion der Justiz und des Innern keine Ablehnungsgründe ergeben haben. § 15 Abs. 4 ist anwendbar.
3 Die Erteilung des Kantonsbürgerrechts steht unter dem Vorbehalt der Erteilung der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung.
4 Nach Erteilung des Kantonsbürgerrechts stellt die Direktion der Justiz und des Innern dem Staatssekretariat für Migration Antrag auf Erteilung der Eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung.  
	BüV Art. 13 Kantonaler Einbürgerungsentscheid
1 Vor der Einbürgerung der Bewerberin oder des Bewerbers führt die zuständige kantonale Behörde erneut eine Abfrage im Strafregister-Informations-system VOSTRA durch.
2 Sie prüft zusätzlich erneut die Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung, wenn nach Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes die Einbürgerung nicht innerhalb von sechs Monaten erfolgen kann.

3 Läuft die Gültigkeitsfrist der Einbürgerungsbewilligung des Bundes ab und erfüllt die Bewerberin oder der Bewerber die Einbürgerungsvoraussetzungen weiterhin, so kann die zuständige kantonale Behörde beim SEM erneut um eine Einbürgerungsbewilligung nachsuchen.
4 Erfüllt eine Bewerberin oder ein Bewerber die Einbürgerungsvoraussetzungen bis zur Einbürgerung nicht mehr, so kann die zuständige kantonale Behörde das Einbürgerungsgesuch abschreiben.

	§ 21. Vollzug
1 Liegt die eidgenössische Einbürgerungsbewilligung vor und hat die Bewerberin oder der Bewerber die kantonalen und kommunalen Gebühren bezahlt, stellt die Direktion der Justiz und des Innern die Rechtskraft der Erteilung der Kantons- und Gemeindebürgerrechts fest.
2 Die Verfügung wird der eingebürgerten Person, dem Gemeinderat, dem Zivilstandsamt, dem Migrationsamt, dem Amt für Militär und Zivilschutz sowie dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement mitgeteilt.
	Art. 13 BüV Kantonaler Einbürgerungsentscheid
1 Vor der Einbürgerung der Bewerberin oder des Bewerbers führt die zuständige kantonale Behörde erneut eine Abfrage im Strafregister-Informations-system VOSTRA durch.
2 Sie prüft zusätzlich erneut die Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von Bildung, wenn nach Erteilung der Einbürgerungsbewilligung des Bundes die Einbürgerung nicht innerhalb von sechs Monaten erfolgen kann.

	3. Abschnitt: Einbürgerung von Schweizerinnen und Schweizern

	§ 22. Einbürgerungsvoraussetzungen
1 Schweizer Bürgerinnen und Bürger werden in das Gemeindebürgerrecht aufgenommen, wenn sie 
a.	seit mindestens zwei Jahren in der Gemeinde wohnen, 
b. 	in der Lage sind, für sich und ihre Familie aufzukommen,
c.	die Voraussetzungen gemäss § 7 erfüllen,	
d. 	keinen Eintrag im Strafregisterauszug für Privatpersonen aufweisen.
2 Ist die Bewerberin oder der Bewerber zwischen 16 und 25 Jahre alt, genügen nebst den übrigen Voraussetzungen zwei Jahre Wohnsitz im Kanton. 
	

	§ 23. Einbürgerungsverfahren a. Gesuch 
1 Verlangt eine Schweizer Bürgerin oder ein Schweizer Bürger die Einbürgerung in einer Zürcher Gemeinde, reicht sie oder er der Gemeinde ein schriftliches Gesuch ein. 

2 Dem Gesuch sind beizulegen: 
a.	Nachweise des Personenstands gemäss § 13 Abs. 2 lit. a, 
b.	Strafregisterauszug für Personen, die das 18. Altersjahr vollendet haben,
c. 	Detaillierter Auszug aus dem Betreibungsregister für den Nachweis gemäss § 7 lit. a für Personen, die das 16. Altersjahr vollendet haben,
d. 	Bescheinigung des Gemeindesteueramtes für den Nachweis gemäss § 7 lit. b
e. 	Erklärung, ob auf das bisherige Bürgerrecht verzichtet wird. 
	

	§ 24.  b. Verfahren in der Gemeinde 
§§ 12 Abs. 2 - 4, 17, 18 Abs. 1 und 19 sind anwendbar. 

	

	§ 25.  c. Kantonsbürgerrecht
Mit dem Gemeindebürgerrecht erwirbt die Bürgerin und der Bürger eines anderen Kantons ohne weiteres das Bürgerrecht des Kantons Zürich. 
	

	§ 26.  d. Vollzug
1 Nach Eintritt der Rechtskraft stellt der Gemeindevorstand der eingebürgerten Person eine Bescheinigung aus. Er teilt die Einbürgerung und das Datum ihrer Rechtskraft dem Zivilstandsamt mit. 
2 Die Verzichterklärung gemäss § 23 lit. e wird an die frühere Heimatgemeinde weitergeleitet.
	

	4. Abschnitt: Entlassung aus dem Bürgerrecht

	[bookmark: _Toc240779059]§ 27. Zuständige Behörde
1 Die Direktion der Justiz und des Innern entscheidet Gesuche um 
a. 	Entlassung aus dem Schweizer Bürgerrecht gemäss Art. 37 BüG, 
b. 	Entlassung aus dem Kantonsbürgerrecht.
2 Der Gemeindevorstand entscheidet über Gesuche um Entlassung aus dem Gemeindebürgerrecht. 
	BüG Art. 37 Entlassungsgesuch und -beschluss
1 Schweizer Bürgerinnen und Bürger werden auf Begehren aus dem Bürgerrecht entlassen, wenn sie keinen Aufenthalt in der Schweiz haben und eine andere Staatsangehörigkeit besitzen oder ihnen eine solche zugesichert ist. Artikel 31 gilt sinngemäss.
2 Die Entlassung wird von der Behörde des Heimatkantons ausgesprochen.
3 Der Verlust des Kantons- und Gemeindebürgerrechts und damit des Schweizer Bürgerrechts tritt mit der Zustellung der Entlassungsurkunde ein.

	§ 28. Einreichung des Gesuchs
1 Das Gesuch ist bei der für die Entscheidung zuständigen Behörde einzureichen. 
2 Dem Entlassungsgesuch sind beizulegen:
a. 	Bei Verzicht auf das Gemeinde- und Kantonsbürgerrecht: Wohnsitzbescheinigung und Nachweis Personenstand,
b.	bei gleichzeitigem Verzicht auf das Schweizer Bürgerrecht: Nachweis des ausländischen Wohnsitzes und Nachweis über den Besitz oder den mit Sicherheit bevorstehenden Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit.

	BüG Art. 38 Einbezug von Kindern
1 In die Entlassung werden minderjährige Kinder einbezogen, die:
0. unter der elterlichen Sorge der Entlassenen stehen;
0. in der Schweiz keinen Aufenthalt haben; und
0. eine andere Staatsangehörigkeit besitzen oder zugesichert bekommen haben.
2 Minderjährige Kinder über 16 Jahren werden nur in die Entlassung einbezogen, wenn sie dieser schriftlich zustimmen.
BüG Art. 39 Entlassungsurkunde
1 Der Heimatkanton stellt eine Entlassungsurkunde aus, in der alle Personen, auf die sich die Entlassung erstreckt, aufgeführt sind.
2 Das BFM veranlasst die Zustellung der Entlassungsurkunde und unterrichtet den Kanton von der erfolgten Zustellung.
3 Es schiebt die Zustellung auf, solange nicht damit gerechnet werden kann, dass die entlassene Person die ihr zugesicherte ausländische Staatsangehörigkeit erhalten wird.
4 Ist der Aufenthaltsort der oder des Entlassenen unbekannt, so kann die Entlassung im Bundesblatt veröffentlicht werden. Diese Veröffentlichung hat die gleichen Wirkungen wie die Zustellung der Entlassungsurkunde.
BüG Art. 41 Mehrfaches kantonales Bürgerrecht
1 Bei Schweizerinnen und Schweizern mit Bürgerrecht mehrere Kantone kann das Gesuch bei einem der Heimatkantone eingereicht werden. 
2 Entscheidet ein Heimatkanton über die Entlassung, so bewirkt die Zustellung des Entscheides den Verlust des Schweizer Bürgerrechts sowie aller Kantons- und Gemeindebürgerrechte.
3 Der Kanton, welcher über die Entlassung entschieden hat, informiert von Amtes wegen die übrigen Heimatkantone.





	5. Abschnitt: Gebühren 

	[bookmark: _Toc240779065][bookmark: _Toc240779066]§ 29. Kantonale Gebühr 
a. Ausländerinnen und Ausländerinnen
1 Die Gebühr für die Aufnahme einer Ausländerin oder eines Ausländers in das Kantonsbürgerrecht beträgt Fr. 500.
2 Hat die Ausländerin oder der Ausländer das 25. Altersjahr noch nicht zurückgelegt, zahlt sie oder er die halbe Gebühr. 
	BüG Art. 35 Gebühren
1 Die Bundesbehörden sowie die kantonalen und kommunalen Behörden können im Zusammenhang mit Einbürgerungsverfahren oder Verfahren betreffend Nichtigerklärungen von Einbürgerungen Gebühren erheben.
2 Die Gebühren dürfen höchstens kostendeckend sein.


	§ 30.  b. Schweizerinnen und Schweizer
1 Die Aufnahme von Schweizerinnen und Schweizern in das Kantonsbürgerrecht ist gebührenfrei.
2 Bei der Entlassung aus dem Kantonsbürgerrecht wird keine Gebühr erhoben.
	BüG Art. 40 Gebühren
Die Kantone können für die Behandlung eines Entlassungsgesuches kostendeckende Gebühren erheben.

	[bookmark: _Toc240779070]§ 31. Gemeindegebühr a. Gegenstand
1 Die Gemeinden regeln die Gebühren für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts.
2 Sie können eine Gebühr für die Entlassung aus dem Gemeindebürgerrecht regeln.
	

	[bookmark: _Toc240779071]§ 32.  b. Kantonale Vorgaben
1 Für Bewerberinnen und Bewerber, zu deren Aufnahme die Gemeinden verpflichtet sind, darf die Gebühr Fr. 500 nicht übersteigen.
2 Hat die Ausländerin oder der Ausländer das 25. Altersjahr noch nicht zurückgelegt, zahlt sie oder er die halbe Gebühr. 
	

	§ 33. Befreiung von der Gebühr
1 Werden minderjährige Kinder in die Einbürgerung oder die Entlassung aus dem Bürgerrecht der Eltern oder eines Elternteils einbezogen, erheben der Kanton und die Gemeinden keine Gebühr.
2 Aus besonderen Gründen können der Kanton und die Gemeinden die Gebühr ganz oder teilweise erlassen. 
	BüV Art. 25 Gebührensätze
2 Für minderjährige Kinder, die in die Einbürgerung eines Elternteils einbezogen werden, erhebt das SEM keine Gebühr.

	§ 34. Gebührenerhöhung 
Der Kanton und die Gemeinden können die Gebühr bis zum doppelten Betrag erhöhen, wenn der Arbeitsaufwand für die Bearbeitung des Gesuchs es erfordert.
	BüV Art. 28 Gebührenerhöhung und Gebührenreduktion
1 Die Gebühren nach Artikel 25 Absätze 1 und 3 können bis zum doppelten Betrag erhöht oder bis zur Hälfte reduziert werden, wenn die Behandlung des Gesuches einen erheblich über oder unter dem Durchschnitt liegenden Arbeitsaufwand erfordert.

	§ 35. Abweisung oder Abschreibung des Gesuchs 
1 Weist die kantonale Behörde ein Gesuch ab oder schreibt sie es wegen Rückzug oder Gegenstandslosigkeit ab, beträgt die Gebühr Fr. 150 pro Person.
2 Erfolgt der Rückzug des Gesuchs vor der Erteilung des Gemeindebürgerrechts, können die kantonale Behörde und die Gemeindebehörde auf die Erhebung einer Gebühr verzichten. 
3 Die Sistierung eines Gesuchs ist gebührenfrei.
	

	§ 36. Bezug 
1 Die Gebühren werden im Entscheid festgesetzt. Der Entscheid wird mit der Androhung verbunden, dass der Entscheid dahinfällt, wenn die Gebühren nicht innert Frist bezahlt werden. 
2 Kanton und Gemeinden können die Vorauszahlung der Gebühren verlangen. Wird diese nicht innert Frist geleistet, treten Kanton und Gemeinden auf das Einbürgerungsgesuch nicht ein.
	

	6. Abschnitt: Erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern 

	§ 37. Kantonale Aufgaben
Die Direktion der Justiz und des Innern koordiniert und bearbeitet im Auftrag des Staatssekretariats für Migration (SEM) die Erhebungen, die für die Beurteilung der Voraussetzungen einer erleichterten Einbürgerung notwendig sind. 
	BüG Art. 34 Kantonale Erhebungen
2 Das BFM beauftragt die kantonale Einbürgerungsbehörde mit den Erhebungen, die für die Beurteilung der Voraussetzungen einer erleichterten Einbürgerung, einer Wiedereinbürgerung oder für die Nichtigerklärung einer Einbürgerung oder den Entzug des Schweizer Bürgerrechts nötig sind.

	§ 38. Kommunale Erhebungen
1 Die Gemeinde, in der die Bewerberin oder der Bewerber Wohnsitz hat, erstellt den Erhebungsbericht betreffend die Integration sowie das Bestehen der ehelichen Gemeinschaft gemäss den Bestimmungen des Bundesrechts. 
2 Bewerberinnen oder Bewerber, die nicht über einen Sprachnachweis gemäss Art. 6 BüV verfügen, haben den KDE zu absolvieren, sofern Deutsch ihre massgebende Landessprache ist.
3 Die Gemeinde kann die Gemeinde- oder die Kantonspolizei mit der Sachverhaltsabklärung beauftragen, wenn erhebliche Zweifel am Bestehen der ehelichen Gemeinschaft vorliegen. 
4 Die Gemeinde kann sich zur Integration der Bewerberin oder des Bewerbers äussern. 
	BüV Art. 18 Erhebungen für eine erleichterte Einbürgerung oder eine Wiedereinbürgerung bei Aufenthalt in der Schweiz
1 Die im Kanton zuständige Behörde erstellt den Erhebungsbericht wie bei einer ordentlichen Einbürgerung (Art. 17).
2 Der Erhebungsbericht gibt zudem Auskunft über die weiteren, spezifischen Voraussetzungen, die für die Beurteilung einer erleichterten Einbürgerung oder einer Wiedereinbürgerung nach den Artikeln 21-24, 26 und 51 BüG notwendig sind.
BüV Art. 22 Frist für die Durchführung von Erhebungen
Werden die kantonale Einbürgerungsbehörde oder die Schweizer Vertretung im Ausland mit Erhebungen für die Beurteilung der Einbürgerungsvoraussetzungen beauftragt, so übermitteln sie ihren Erhebungsbericht in der Regel innerhalb von zwölf Monaten dem SEM.

	7. Abschnitt: Übergangsbestimmung

	§ 39. Nichtrückwirkung
Vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung eingereichte Gesuche werden nach den Bestimmungen des bisherigen Rechts behandelt. 
	BüG Art. 50 Nichtrückwirkung
1 Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts richten sich nach dem Recht, das bei Eintritt des massgebenden Tatbestandes in Kraft steht.
2 Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingereichte Gesuche werden bis zum Entscheid über das Gesuch nach den Bestimmungen des bisherigen Rechts behandelt.



image1.png




image2.png




